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Stadt Barmstedt: Bebauungsplan Nr. 83, 13. Änderung Flächennutzungsplan 
Hier: frühzeitige Unterrichtung gem. § 3 Abs.1 BauGB  
Stellungnahme des BUND-Landesverband SH 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir vom BUND SH bedanken uns für die Gelegenheit zu dem vorgenannten Verfahren 
Stellung zu beziehen. 

13. Änderung Flächennutzungsplan 

Wir vom BUND SH stimmen aus städteplanerischen und naturschutzfachlichen 
Gründen dem vorliegenden Planungsentwurf nicht zu. Die Begründung wird mit 
unseren Hinweisen und Kritikpunkten zum B-Plan 83 erläutert. 

Bebauungsplan 83 

Vorläufige Begründung 

1.3 Übergeordnete Planungen und Bindungen 

Die Planung entspricht nicht den Zielen des Landes Schleswig-Holstein. Nach dem 
Entwurf des Regionalplans liegt das Plangebiet innerhalb der Grünzüge.  

Der LEP 2021 beschreibt im Kap. 6.3.1 Abs. 1: 

In den Ordnungsräumen (Kapitel 2.2) kommt dem langfristigen Schutz unbesiedelter Freiräume 
eine besondere Bedeutung zur Sicherung eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen 
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Siedlungsansprüchen und ökologischer Qualitätssicherung des Raums zu. Daher sind in den 
Regionalplänen außerhalb der Siedlungsachsen und besonderen Siedlungsräume (Kapitel 3.3 
Absatz 5) regionale Grünzüge auszuweisen. 

In den Regionalplänen sind in den Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung – soweit 
keine Baugebietsgrenzen dargestellt werden – zum Schutz des Freiraums gegenüber einer 
planmäßigen Siedlungsentwicklung regionale Grünzüge darzustellen (Kapitel 4.7.1 Absatz 4). 

Baugebietsgrenzen gibt es hier bisher nicht. Auch der Landschaftsplan zeigt hier 
keine Erweiterung einer Bebauung auf. 

Der Regionalplanentwurf beschreibt in dem Kapitel Grünzüge: 

In den regionalen Grünzügen darf planmäßig nicht gesiedelt werden. Es sind nur Vorhaben 
zuzulassen, die mit den Funktionen entsprechend Kapitel 6.3.1 Absatz 1 LEP 2021 vereinbar 
sind oder im überwiegenden öffentlichen Interesse stehen. 

Regionale Grünzüge dienen als großräumig zusammenhängende Freiflächen u.a.: 

− der Sicherung und Entwicklung wertvoller Landschaftsbereiche (Kapitel 6.2),  
− dem Biotopverbund und dem Gewässerschutz und  

− der siedlungsnahen landschaftsgebundenen Erholung. 

 

Der Planbereich liegt innerhalb des Schwerpunktbereichs für Tourismus und 
Erholung, die Ziele der Grünzüge sind hier vorrangig zu sehen. Auch ein überwiegend 
öffentliches Interesse liegt mit dieser Planung nicht vor, somit ist aus unserer Sicht 
die Ausweisung des B-Planes für den Bau von Mehrfamilienhäuser nicht zulässig. 
Vorrang hat in diesem Gebiet der Bereich landschaftsgebundene Erholung und 
Tourismus, insofern könnte allenfalls eine kleinräumige Ergänzung der 
Bestandsgebäude vorgesehen werden. Unter Beachtung des Erhalts des 
Baumbestandes und des Artenschutzes.  

Landschaftsrahmenplan Planungsbereich III  

Das Gebiet liegt im Bereich zum Aufbau eines Biotopverbundsystems. Die 
landesweite Biotopkartierung im Jahr 2023 ergab, dass die Lebensräume für die 
Natur in Schleswig-Holstein rapide abgenommen haben. Mit der 
Biodiversitätsstrategie des Landes soll dem begegnet werden und u.a. auch der 
Biotopverbund mit seinen wichtigen Schutzfunktionen gestärkt und erweitert werden. 
Der B-Planentwurf widerspricht diesen Zielen. 

 

Sollte die Stadt Barmstedt an der Planung festhalten, stellen wir nachfolgend unsere 
Hinweise und Bedenken dar: 
  



 

2. Verfahrensstand / Biotop 

Südlich des Plangebietes liegt direkt angrenzend das ges. geschützte Biotop Nr. 
325485958-0426 Typ FSe, ein Stillgewässer und reich an Callitriche palustris agg.. 

Das Biotop ist zu erhalten und vor negativen Einflüssen zu schützen. 
Grundwasserabsenkungen müssen vermieden werden, Drainagen sind 
auszuschließen. 

4. Städtebauliche Maßnahmen 

Uns ist bewusst, dass der Mietwohnungsmarkt in Barmstedt derzeit angespannt ist. 
Doch ein Wohnbedarf ist städteplanerisch nicht zu übererfüllen. Es fehlt hier die 
Betrachtung weiterer Planungen von Wohngebäuden in Barmstedt, sowohl Mehr- als 
auch Einzelhausbebauung. So ist die Stadt dabei, im Norden der Stadt eine mehrere 
Hektargroße Fläche mit Wohnungen und Einfamilienhäuser zu überplanen, weitere 
größere Wohnungsplanungen werden in der Innenstadt gegenüber dem Rathaus und 
an der Austraße verfolgt. Diese Verfahren sind in ihrer Gesamtheit zu betrachten und 
zu bewerten. Ein übermäßiger Zugewinn an Einwohner*innen zieht die Erweiterung 
der städtischen und sozialen Infrastruktur nach sich und muss sich in der 
Gesamtschau einer Stadtplanung abbilden.  

Der Straßenbelag der Straße Rantzau ist historisch und erhaltenswert. Mit dem Bau 
von Mehrfamilienhäusern und damit einhergehend wird die Straße verkehrlich stärker 
belastet. Zum einen wird das alte Kopfsteinpflaster dem LKW-Verkehr und den 
Baufahrzeugen nicht standhalten, zum anderen wird auch später das höhere 
Verkehrsaufkommen die Straße stärker belasten.  

5.1 Art der baulichen Nutzung  

Wenn die Stadt Barmstedt hier eine Erweiterung der Wohnbebauung zulassen 
möchte, empfehlen wir zum Erhalt des Baumbestandes, zum Schutz des Bodens, des 
Grundwassers und des Artenschutzes die Festsetzung von § 3 BauNVO.  

5.2.2 Baugrenzen 

Die Festlegung der Baugrenzen sollten den Erhalt der Bäume im Fokus haben. Zum 
Schutz des Wurzelbereichs und des Entwicklungspotentials der Bäume sollten die 
Abstände der Baugrenzen zu den Bäumen hin definiert werden. 

5.2.3 Höhe der baulichen Anlagen 

Die geplante Höhe der baulichen Anlagen mit 2-3 Geschossen wird das 
Landschaftsbild nachhaltig beeinträchtigen. Hier empfehlen wir zur Beachtung des 
Landschaftsbildes eine Begrenzung auf max. 1,5 Geschosse.  

 



 

5.2.6 Bindungen für den Erhalt von Bäumen 

Es fehlt noch die Erfassung und Bewertung des Baumbestandes. Nach dem 
Vorliegen des entsprechenden Biotopgutachtens können wir uns dazu dezidiert 
äußern. 

Die Stellplätze sollten nicht im Kronentraufbereich der Bäume festgelegt werden. 
Auch durch offene Bauweise der Stellflächen ist durch das Gewicht der 
Kraftfahrzeuge eine Verdichtung des Bodens und eine Schädigung der Baumwurzeln 
mittelfristig gegeben.  

In der Aufzählung der Vorschriften und Normen zum Schutz der Bäume ist noch die 
RAS LP 4 aufgeführt. Diese wurde durch die R SSB (Ausgabe 2023) ersetzt. Bitte 
ändern. 

6.4 KFZ-Stellplätze 

Zur Verringerung des Freiflächenverbrauchs sollten die Stellplätze innerhalb der 
Bebauungsgrenzen festgesetzt werden. 

Es fehlt die Thematisierung von Fahrradabstellanlangen. Barmstedt hat keine 
Stellplatzsatzung für Fahrräder. Das sehen wir aus klimapolitischen Gründen als ein 
Manko an, bei der klimawirksamen Thematisierung des Verkehrs sollten Fahrräder 
mit Kraftfahrzeugen zumindest gleichrangig behandelt werden. Wir empfehlen zum 
Schutz des Klimas und zur Förderung des Radverkehrs die Anzahl an 
Fahrradabstellanlagen im B-Plan mit festzusetzen. 

11. Natur- und Artenschutz 

Streng geschützte Arten 

Das Artenschutzgutachten sollte aus naturschutzfachlichen Gründen auch die 
Insektenwelt mitbetrachten. Insbesondere ist im Plangebiet eine mögliche 
Besiedelung der Großbäume mit dem Eremiten zu prüfen. Im nördlichen Teil des 
Seeparks ist ein Eremitenvorkommen nachgewiesen.  

Die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind zu beachten.  

Fledermäuse 

Der Seepark ist ein Refugium für Fledermäuse, im innerstädtischen Bereich sind 
gerade hier noch die Voraussetzungen für einen geeigneten Lebensraum gegeben. 
Werden hier großräumig Bäume gefällt und Freiflächen versiegelt, kommt es zu einer 
Verschlechterung deren Lebensräume. Eine Bebauung setzt eine  
artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung voraus, die bestimmten Kriterien 
unterliegen. Die Erteilung einer Ausnahme für ein Planvorhaben kommt nur aus 
zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses in Betracht. Ein 
überwiegend öffentliches Interesse besteht mit der Ausweisung eines Baugebietes 
nicht. Es geht hier auch nicht um ein privilegiertes Vorhaben. Für das Vorhaben darf 



 

keine zumutbare Alternative vorliegen und der Erhaltungszustand der betroffenen 
Population einer Art darf sich durch die Ausnahmegenehmigung nicht verschlechtern 
- § 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG. Ergeben sich bei der Ermittlung der Artenschutzbelange 
Anhaltspunkte für die verbotsrelevante Betroffenheit von Arten, sind für europäisch 
geschützte Arten die Durchführung von CEF-Maßnahmen gem.§ 44 Abs. 5 BNatSchG 
zu prüfen. Die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen, die unmittelbar die Exemplare 
einer Art betreffen, müssen so durchgeführt werden, dass zwischen dem Erfolg der 
Maßnahme und dem vorgesehenen Eingriff keine zeitliche Lücke entsteht, die 
unmittelbare Wirksamkeit der Maßnahme ist ausschlaggebend. CEF-Maßnahmen 
sind im räumlichen und ökologischen Zusammenhang umzusetzen. Sind diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt, liegt ein Verstoß gegen das Bundesnaturschutzgesetz 
vor, eine Baugenehmigung kann nicht erteilt werden. 

Das Aufhängen von Fledermauskästen ist keine Ersatzmaßnahme für gefällte Bäume, 
zumal nicht alle Fledermausarten Kästen annehmen, sondern dezidierte Ansprüche 
an deren Unterkunft stellen. 

In diesem exponierten Bereich mit dem Vorkommen von Fledermausarten sollte die 
Beleuchtung genauer definiert und festgesetzt werden. Unter anderem sind die 
Bäume sind vom Licht abzuschirmen, es müssen Dunkelkorridore bestehen bleiben. 
Der Charakter einer Empfehlung impliziert nicht eine Umsetzung im Sinne des 
Artenschutzes. 

Amphibien 

Das Amphibienvorkommen wir auch den Planbereich betreffen. Zum Schutz der 
Amphibien sollten Bauzeitenregelungen festgelegt werden. Dabei sollte beachtet 
werden, dass aufgrund des Klimawandels die Amphibienwanderung in den letzten 
Jahren witterungsbedingt bereits im Februar begann.  

Innerhalb der Baustellen sollten mit geeigneten Maßnahmen (z.B. mobile 
Amphibienschutzzäune mit Eimern) eine unbeabsichtigte Tötung der Individuen 
verhindert werden. 

Es fehlt die Thematisierung von Abriss und Neubau hinsichtlich der Suffizienz, der 
Kreislaufwirtschaft und der Treibhausgasproblematik. Der Gebäudesektor ist für 40% 
der weltweiten Treibhausgase verantwortlich und für 55% der gesamten 
Abfallaufkommens in Deutschland. Das bedeutet, die klimawirksamen Auswirkungen 
eines Baugebietes sind zu betrachten und zu bewerten. Dazu kommen die 
Maßnahmen des klimafreundlichen Bauens. 

Zum Schutzgut Boden 

Zum Schutz des Bodens und zur Minimierung negativer Auswirkungen durch 
Lagerung und Entsorgung empfehlen wir einen Bodenschutzmanagementplan. 

 



 

Schutzgut Wasser 

Das wasserwirtschaftliche Konzept sollte möglichst eine offene Ableitung enthalten, 
die besonderen Umstände der Krückau mit den Hochwasserereignissen und dem 
Rückstaugeschehen sind zu betrachten.  

Planzeichnung 

Es fehlt die Darstellung und Beschreibung von WA 5. 

 

 

Wir bitten freundlich um die Zusendung des Abwägungsergebnisses. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

  

 

Marina Quoirin-Nebel 

f. d. BUND SH 


